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Vortrag an den Ministerrat 
 
Stopp des Familiennachzuges – Verlängerung für weitere 6 Monate 
 
Der verstärkte Familiennachzug schutzberechtigter Personen nach Österreich, überwie
gend von Menschen aus Syrien und Afghanistan, hat wesentliche Systeme an seine Ka
pazitätsgrenzen gebracht. Insbesondere im Bildungs-, aber auch im Integrations- und 
Sozialbereich ist daher eine Konsolidierungsphase und das Aussetzen des Familien
nachzuges auch weiterhin notwendig. Es wurden bislang zahlreiche Maßnahmen ge
setzt, um den Familiennachzug erheblich zu reduzieren. 

In diesem Sinne wurde die Verordnung der Bundesregierung gemäß § 36 Abs. 1 
AsylG 2005 erlassen, die am 3. Juli 2025 in Kraft getreten ist und längstens bis zum 
30. September 2026, verlängert werden kann. Nunmehr ist eine Verlängerung dieser 
Verordnung erforderlich und wird diese im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des 
Nationalrates bei entsprechender Überschreitung der Kapazitätsgrenzen der Systeme 
anwendbar gemacht. Während der Gültigkeitsdauer sind sowohl die Entscheidungs
pflicht als auch die Entscheidungsfrist für Anträge auf Familiennachzug gehemmt.  

Der Stopp des Familiennachzug zeigt Wirkung. Das lässt sich auch anhand aktueller 
Zahlen darstellen: gab es in den letzten beiden Monaten (Oktober und November 
2025) lediglich 10 tatsächliche Einreisen, waren es im Vergleichszeitraum 2024 über 
600 Einreisen von Familienangehörigen schutzberechtigter Personen. Eine kontinuierli
che Entlastung der Systeme kann jedoch nur mit einer weiteren Verlängerung der Ver
ordnung sichergestellt werden.  

Wie schon bei der erstmaligen Erlassung der Verordnung hat die Bundesregierung auch 
bei deren Verlängerung eine entsprechende Überlastung der Systeme gegenüber dem 
Hauptausschuss des Nationalrates schriftlich zu begründen. In der Begründung zur Ver
längerung der Verordnung wird auf die unterschiedlichen Systeme eingegangen. Es 



  2 von 2 
 

wird darin umfassend dargestellt, dass eine Situation vorliegt, die eine weitere Konsoli
dierungsphase notwendig macht. Insbesondere die Überlastung des Bildungs- und So
zialbereichs, sowie die Ermöglichung von Integration und der Selbsterhaltungsfähigkeit, 
aber auch der Bereich der Kriminalitätsbelastung, die Aufrechterhaltung der öffentli
chen Ordnung und der Schutz der inneren Sicherheit sind dabei wesentlich. Bei Be
trachtung der gegenwärtigen Situation ist auch die Berücksichtigung der Entwicklungen 
der Asyl- und Migrationslage der vergangenen Jahre essentiell und schließt das über 
den Familiennachzug zu erwartende Migrationspotenzial mit ein. 

Wie im Regierungsprogramm verankert, wird parallel dazu weiterhin an einem künfti
gen System der Kontingentierung des Familiennachzuges gearbeitet, um eine nachhal
tige Reduktion sicherzustellen sowie unsere Systeme auch künftig vor einer Überlas
tung zu schützen. 

 

Ich stelle daher den 

Antrag, 
 
1. die Bundesregierung wolle den Entwurf einer Verordnung der Bundesregierung, mit 
der die Verordnung der Bundesregierung zur Feststellung der Gefährdung der Aufrecht
erhaltung der öffentlichen Ordnung und des Schutzes der inneren Sicherheit geändert 
wird, sowie die schriftliche Begründung gemäß § 36 Abs. 2 AsylG 2005 genehmigen 
und 

2. beschließen, diese Verordnung unter Anschluss der Erläuterungen und der Begrün
dung gemäß § 36 Abs. 2 AsylG 2005 dem Hauptausschuss des Nationalrates zur Einho
lung des gesetzlich vorgesehenen Einvernehmens zuzuleiten. 

16. Dezember 2025 

Mag. Gerhard Karner 
Bundesminister 
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